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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 136 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments über den Zugang zu Wohnraum für gefährdete Bevölkerungsgruppen1

1. In der Europäischen Union gibt es von sozialer Ausgrenzung gefährdete 
Bevölkerungsgruppen, die mit Problemen in Bezug auf den Wohnraum zu kämpfen haben 
und nicht über ausreichend finanzielle Mittel zur Bestreitung ihrer grundlegenden 
Bedürfnisse verfügen. Einige Bürger der Europäischen Union leben in improvisierten 
Unterkünften, die mitunter illegal auf öffentlichen oder privaten Grundstücken aufgebaut 
werden. Oftmals können sie ihre Grundbedürfnisse nicht abdecken und sind von 
Zwangsräumungen betroffen. 

2. Die Vereinten Nationen und der Europarat haben jeweils erklärt, dass „jeder Mensch das 
Recht auf einen Lebensstandard [hat], der seine und seiner Familie Gesundheit und Wohl 
gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung [...]“ bzw. dass die Staaten 
dafür verantwortlich sind, „[...] die Wohnkosten für Personen, die nicht über ausreichende 
Mittel verfügen, so zu gestalten, dass sie tragbar sind“.

3. Die Kommission und der Rat werden daher aufgefordert, gemeinsam mit den 
Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, dass der Zugang zu Wohnraum für ausnahmslos alle EU-
Bürger gewährleistet wird, das Risiko der sozialen Ausgrenzung für gefährdete 
Bevölkerungsgruppen abzubauen und das Thema des angemessenen Wohnraums in den 
Katalog der Grundrechte aller EU-Bürger aufzunehmen und eindeutig anzuführen.

4. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner dem Rat und der Kommission 
übermittelt.

1 Gemäß Artikel 136 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


